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8. anerkennt die wichtige Rolle des Internationalen Ge-
richtshofs, des Hauptrechtsprechungsorgans der Vereinten
Nationen, bei der gerichtlichen Entscheidung von Streitigkei-
ten zwischen Staaten und den Wert seiner Arbeit sowie die
Wichtigkeit der Heranziehung des Gerichtshofs für die fried-
liche Beilegung von Streitigkeiten, und ersucht den General-
sekretär, die von den Hauptorganen der Vereinten Nationen
beantragten Gutachten zu gegebener Zeit als offizielle Doku-
mente der Vereinten Nationen zu verteilen;

9. lobt den Generalsekretär für die Fortschritte bei der
Erstellung von Studien des Repertory of Practice of United
Nations Organs, namentlich die stärkere Nutzung des Prakti-
kantenprogramms der Vereinten Nationen und die Auswei-
tung der Zusammenarbeit mit akademischen Einrichtungen zu
diesem Zweck, sowie für die Fortschritte bei der Aktualisie-
rung des Repertoire of the Practice of the Security Council;

10. fordert den Generalsekretär auf, sich weiter um die
Aktualisierung der beiden Publikationen zu bemühen;

11. verweist erneut auf die Verantwortung des General-
sekretärs für die Qualität des Repertory of Practice of United
Nations Organs und des Repertoire of the Practice of the Se-
curity Council und ersucht den Generalsekretär insbesondere
im Hinblick auf das Repertoire of the Practice of the Security
Council, auch künftig die in den Ziffern 102 bis 106 seines Be-
richts vom 18. September 195264 beschriebenen Modalitäten
zu befolgen;

12. erkennt an, dass es wünschenswert ist, das Repertory
of Practice of United Nations Organs und das Repertoire of the
Practice of the Security Council in allen ihren jeweiligen
Sprachfassungen elektronisch zur Verfügung zu stellen;

13. wiederholt erneut ihren Aufruf zur Entrichtung frei-
williger Beiträge an den Treuhandfonds für die Aktualisierung
des Repertoire of the Practice of the Security Council und den
Treuhandfonds zur Beseitigung des Rückstands bei dem Re-
pertory of Practice of United Nations Organs sowie eine auf
freiwilliger Basis und ohne Kosten für die Vereinten Nationen
erfolgende Finanzierung der Dienste beigeordneter Sachver-
ständiger bei der Aktualisierung der beiden Publikationen;

14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
das Repertory of Practice of United Nations Organs und das
Repertoire of the Practice of the Security Council vorzulegen;

15. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Sonder-
ausschuss im Rahmen des in Ziffer 16 erwähnten Berichts die
in Ziffer 12 seines Berichts über die Anwendung der Bestim-
mungen der Charta der Vereinten Nationen betreffend die Hil-
fe für Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen be-
troffen sind65, genannten Informationen über Modalitäten,
technische Verfahren und Richtlinien für die Koordinierung
der technischen Hilfe, die den von der Anwendung von Sank-
tionen betroffenen Drittstaaten zur Verfügung steht, sowie

mögliche Methoden zur Bewertung der nachteiligen Folgen,
die sich für Drittstaaten tatsächlich ergeben haben, zur Be-
handlung vorzulegen; 

16. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt „Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die
Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen“ einen Bericht über
die Anwendung der Bestimmungen der Charta der Vereinten
Nationen betreffend die Gewährung von Hilfe an Drittstaaten,
die von der Anwendung von Sanktionen betroffen sind, vor-
zulegen;

17. beschließt, den Punkt „Bericht des Sonderausschus-
ses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Na-
tionen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/39

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/456, Ziff. 9)66.

61/39. Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internatio-
naler Ebene

Die Generalversammlung, 

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu den Zielen und
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und des Völ-
kerrechts, die unverzichtbare Grundlagen einer friedlicheren,
wohlhabenderen und gerechteren Welt sind, und erneut ihre
Entschlossenheit bekundend, ihre strikte Achtung zu fördern
und in der ganzen Welt einen gerechten und dauerhaften Frie-
den herbeizuführen,

sowie bekräftigend, dass Menschenrechte, Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie miteinander verknüpft sind und sich
gegenseitig verstärken und dass sie zu den universellen und
unteilbaren grundlegenden Werten und Prinzipien der Verein-
ten Nationen gehören,

ferner die Notwendigkeit bekräftigend, den Grundsatz der
Rechtsstaatlichkeit auf nationaler wie auch internationaler
Ebene allgemein einzuhalten und anzuwenden, und in Bekräf-
tigung ihres feierlichen Bekenntnisses zu einer auf Rechts-
staatlichkeit und dem Völkerrecht beruhenden internationalen
Ordnung, die zusammen mit den Grundsätzen der Gerechtig-
keit eine wesentliche Voraussetzung für die friedliche Koexi-
stenz und die Zusammenarbeit der Staaten bildet,

in der Überzeugung, dass die Förderung der Rechtsstaat-
lichkeit auf nationaler und internationaler Ebene für die Her-
beiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums, nach-
haltige Entwicklung, die Beseitigung von Armut und Hunger
und den Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten un-
abdingbar ist, und anerkennend, dass die kollektive Sicherheit
von einer wirksamen, im Einklang mit der Charta und dem

64 A/2170.
65 A/61/304.

66 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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Völkerrecht durchgeführten Zusammenarbeit gegen grenz-
überschreitende Bedrohungen abhängt, 

in Bekräftigung der Pflicht aller Staaten, in ihren interna-
tionalen Beziehungen eine mit den Zielen und Grundsätzen der
Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt zu unterlassen und ihre internationalen Strei-
tigkeiten durch friedliche Mittel so beizulegen, dass der Welt-
friede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit
nicht gefährdet werden, und mit der Aufforderung an die Staa-
ten, die Annahme der Gerichtsbarkeit des Internationalen Ge-
richtshofs im Einklang mit seinem Statut zu erwägen, sofern
sie dies nicht bereits getan haben,

in der Überzeugung, dass die Tätigkeiten der Vereinten
Nationen und ihrer Mitgliedstaaten von der Förderung und
Achtung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internatio-
naler Ebene sowie von Gerechtigkeit und guter Regierungs-
führung geleitet sein sollen,

1. ersucht den Generalsekretär, die Auffassungen der
Mitgliedstaaten zu Angelegenheiten, die mit den in dieser Re-
solution behandelten Fragen zusammenhängen, einzuholen
und auf der zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht darüber
vorzulegen;

2. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Vorlage
auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung ein Verzeichnis der ge-
genwärtig von den verschiedenen Organen, Gremien, Büros,
Hauptabteilungen, Fonds und Programmen des Systems der
Vereinten Nationen unternommenen Aktivitäten zur Förde-
rung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler
Ebene zu erstellen und der Generalversammlung zur Behand-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Zwischenbe-
richt darüber vorzulegen;

3. ersucht den Generalsekretär ferner, nach Einholung
der Auffassungen der Mitgliedstaaten einen Bericht zu erstel-
len und auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung vorzulegen, der
Mittel und Wege zur Stärkung und Koordinierung der Aktivi-
täten aufzeigt, die in dem nach Ziffer 2 zu erstellenden Ver-
zeichnis aufgeführt sind, unter besonderer Berücksichtigung
der Wirksamkeit der Hilfe, die die Staaten beantragen können,
um Kapazitäten zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf na-
tionaler und internationaler Ebene aufzubauen;

4. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, mit
Vorrang den Bericht über die Schaffung einer Gruppe zur Un-
terstützung der Rechtsstaatlichkeit innerhalb des Sekretariats
gemäß Ziffer 134 e) des Ergebnisses des Weltgipfels 200567

vorzulegen; 

5. beschließt, den Punkt „Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen, und
empfiehlt dem Sechsten Ausschuss, ab der zweiundsechzig-
sten Tagung nach Konsultationen unter den Mitgliedstaaten
jährlich ein oder zwei Unterthemen auszuwählen, um auf der

folgenden Tagung eine zielgerichtete Erörterung zu ermögli-
chen, unbeschadet der Behandlung des Punktes als Ganzes.

RESOLUTION 61/40

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/457, Ziff. 11)68.

61/40. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen
Terrorismus

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen, 

in Bekräftigung der am 8. September 2006 verabschiedeten
Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung
des Terrorismus69 in allen ihren Aspekten, mit der der allge-
meine Rahmen für die Maßnahmen der internationalen Ge-
meinschaft zur wirksamen Bekämpfung der Geißel des Terro-
rismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen gestärkt
wurde,

unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten
Jahrestags der Vereinten Nationen70,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen71,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
200572 und insbesondere den Abschnitt über Terrorismus be-
kräftigend,

unter Hinweis auf die in der Anlage zur Resolution 49/60
der Generalversammlung vom 9. Dezember 1994 enthaltene
Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus sowie die in der Anlage zur Resolution 51/210
vom 17. Dezember 1996 enthaltene Zusatzerklärung zu der Er-
klärung von 1994 über Maßnahmen zur Beseitigung des inter-
nationalen Terrorismus, 

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalver-
sammlung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus und alle Resolutionen des Sicherheitsrats über
Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit durch terroristische Handlungen, 

überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Ter-
rorismus befasst,

zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor ter-
roristische Handlungen verübt werden,

67 Siehe Resolution 60/1.

68 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Kanadas im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorgelegt.
69 Resolution 60/288.
70 Siehe Resolution 50/6.
71 Siehe Resolution 55/2.
72 Siehe Resolution 60/1. 




